
gerechtfertigt sein, wenn dieser wesentlich ungeeigneter 
ist, das Erziehungsrecht auszuüben.
10. Die Umstände der Ehescheidung sind insbesondere 
im Hinblick auf den erzieherischen Einfluß der Eltern 
beachtlich. Eine Beziehung zwischen den Umständen 
der Ehescheidung und der Ausübung des Erziehungs­
rechts ergibt sich vor allem, wenn das Verhalten eines 
Ehepartners zu ungenügender Wahrnehmung seiner 
Pflichten gegenüber den Kindern geführt hat (vgl. OG, 
Urteil vom 17. September 1957 - 1 Zz 153/57 - NJ 1958
S. 34). Sie ist aber auch dann gegeben, wenn ein be­
sonders verantwortungsvolles Verhalten zu Ehe und Fa­
milie positive Rückschlüsse zuläßt oder die in der Ehe 
gezeigten Verhaltensweisen in krassem Widerspruch 
zu sozialistischen Lebensauffassungen stehen, die die 
Erziehung der Kinder beeinträchtigen (z. E. übermäßi­
ger Alkoholgenuß, Arbeitsbummelei).
Sind beide Eltemteile gleichermaßen zur künftigen 
Wahrnehmung des Erziehungsrechts geignet, so daß 
die weitere Erziehung und Entwicklung der Kinder bei 
dem einen wie dem anderen in gleichem Maße gesichert 
wäre, und begehrt jeder von ihnen das Erziehungsrecht, 
so können die Umstände der Ehescheidung für sich al­
lein für die Entscheidung beachtlich sein, wenn ein 
Elternteil in schwerwiegender Weise gegen Grund­
sätze der Ehegemeinschaft verstoßen hat.
11. Die Lebensverhältnisse der Eltern und Kinder sind 
vorrangig unter dem Gesichtspunkt zu betrachten, 
welche Auswirkungen sich daraus für die Wahrneh­
mung des Erziehungsrechts ergeben. Etwaige ungünstige 
Umstände (z. B. fehlende Unterbringungsmöglichkeit, 
schlechte Wohnbedingungen) hat das Gericht im Zu­
sammenwirken mit anderen Staatsorganen und Insti­
tutionen gemäß §§ 4, 44 FGB überwinden zu helfen, um 
zu erreichen, daß der Elternteil das Erziehungsrecht aus­
üben kann, der dazu am besten in der Lage ist.
12. Der Wert einer Erziehung im Geschwisterkollektiv 
und die Notwendigkeit, zusätzliche psychische Belastun­
gen für die Kinder zu vermeiden, erfordern im allge­
meinen, das Erziehungsrecht für mehrere Kinder einem 
Elternteil zu übertragen.
Es kann jedoch, um die weitere Entwicklung und Er­
ziehung der Kinder zu sichern, auch in Betracht kom­
men, Geschwister zu trennen (vgl. OG, Urteil vom 
1. September 1966 - 1 ZzF 12/66 - NJ 1966 S. 734). Das 
wäre zum Beispiel dann möglich, wenn sie bisher nicht 
gemeinsam erzogen wurden, keine geschwisterliche Bin­
dung zwischen ihnen besteht oder die Erziehung aller 
Kinder zu einer starken, sich für die Kinder nachteilig 
auswirkenden Belastung eines Elternteils führen würde, 
die auch mit staatlicher oder gesellschaftlicher Unter­
stützung nicht zu beheben wäre.
13. Die Erziehung der Kinder in der Familie ist eine 
Aufgabe, die vorrangig den Eltern persönlich obliegt. 
Das schließt nicht aus, daß im Einzelfall die Kinder vor­
wiegend durch Dritte, insbesondere in der Familie naher 
Verwandter, erzogen werden. Im allgemeinen ist dem 
Elternteil das Erziehungsrecht zu übertragen, der es 
weitgehend persönlich wahrnimmt. Eine andere Ent­
scheidung kann jedoch dann im Interesse der Kinder in 
Betracht kommen, wenn sie z. B. bereits vor der Ehe­
scheidung nicht bei den Eltern gelebt und zu ihnen keine 
enge Bindung haben und deshalb in einem anderen 
Lebenskreis verwurzelt sind, wobei auch zu prüfen ist, 
ob die Dritten zur Erziehung der Kinder geeignet sind. 
Eine andere Entscheidung kann auch dann gerechtfertigt 
sein, wenn Umstände bei dem Elternteil vorliegen, der 
das Erziehungsrecht vorwiegend persönlich wahrnehmen j 
könnte, die sich ungünstig auf die Erziehung und Ent­
wicklung der Kinder auswirken könnten.
14. Im Verfahren über das Erziehungsrecht sollte in al­
len geeigneten Fällen auf eine Regelung der Befugnis j
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